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Geht Klimaschutz mit neuen Fernstraßen?
Wie muss ein Klimacheck der Straßenprojekte auf 
Bundesebene und im Kreis Gütersloh enthalten?

Info-Veranstaltung des Klimabeirats Gütersloh 
Bambi-Kino Gütersloh 09.09.2022

Dr. Werner Reh – Sprecher BUND AK Verkehr



Überblick

▪Der BVWP 2030 – eine krasse umwelt- und 
verkehrspolitische Fehlplanung

▪Der BVerfG-Klimabeschluss vom 24.3.2021

▪Klima-Bilanz des BVWP 2030: Bau & Betrieb:

▪Wie geht‘s weiter mit dem BVWP?

• Dialogprozess und Bedarfsplan-Überprüfung 
2022/2023

• Klimaschutzbeiträge zur UVP: Umfassende und 
ehrliche Klimabilanzierung ist jetzt Pflicht

▪2 Bundesfernstr. Im Kreise GT und Klimaschutz

▪Wie lassen sich die anstehenden 
Bundesentscheidungen beeinflussen?
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Welcher einzelne Plan kann das bewirken?
• die Einhaltung der Klimaziele in DE 2030 und die Mobili-

tätswende verhindern? 

• 87 wertvollste Biotope (Natura 2000) „erheblich beein-
trächtigen“, 425 unzerschnitt. Großräume und Lebens-
raumkorridore zerschneiden (Umweltbericht BVWP)

• 4 Fußballfelder Fläche täglich neu versiegeln (UBA-/
BMU-Stellungnahme BVWP, April/Juni 2016)

• erreichen, dass 4.000 BAB-Brücken und in den nächsten 
10 J. saniert/erneuert werden müssen? (BMVI 2022)

• verhindern, dass die Bahn eine Chance hat, und den 
Straßenverkehrsanteil erhöhen? (V-Prognose 2030)

Antwort: Die Umsetzung Fernstraßen-Bedarfsplans 2030 
(2016): 850 km Autobahnneubau, über 1.000 „Vordringl.“ 
FStr.projekte, von denen etwa ¼ finanziert werden können.



Diese Kardinalfehler machen den BVWP 2030 zu einer Fehlplanung
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▪ Systematische Fehlanreize:

• Wunschlistenplanung: Länder melden Fernstraßenprojekte (BAB 
+ B-Str.) an: Je mehr, je überdimensionierter, je umwelt-
schädlicher: desto mehr Geld fließt aus den BHH in ihr Land. 
Keine bundesweite Netzplanung, Problemlösungsstrategie

• Keine Prüfung umweltschonender Alternativen.

• Untaugliche Bewertungsverfahren: NKA prämiert 
monetarisierte Zeitgewinne. 1% der Anmeldungen: „Kein 
Bedarf“

• BMV entscheidet allein. Kooperierte nicht mit Umwelt-min. 
BVWP: Durch Umweltprüfung durchgefallen (UBA, BMU)

▪ Offizielle Agenda: Staus beseitigen durch Straßenbau. USA: „You
can‘t build your way out of congestion“

▪ Heimliche Agenda: Wachstum des Straßenverkehrs (Neuverkehr
durch Straßenbau), Sinkende Bahnanteile. 

▪ Verteilung mit der Gießkanne: Projekte für alle Wahlkreise und die 
Baulobby dort statt Schwerpunktbildung.



Wie man die Fernstraßen durch „monetarisierte
Zeitgewinne“ privater Pkw schön rechnet

▪ Im BVWP werden auch minimale Zeitgewinne berechnet und 
in Geld  bewertet, die nicht spürbar sind (unter 5 Minuten)

▪ Auch für private Pkw: bis 25 Euro „Stundenlohn“ für 
angeblich eingesparte Fahrzeit, im θ 13 Euro/Pkw-Std.

▪ Diese fiktiven Nutzen werden auf 25 Jahre Lebensdauer (Str.-
Oberbau) hochgerechnet.

▪ Ein Beispiel: 18.000 Pkw/Tag sparen je 5 Minuten Fahrzeit 
durch höhere Geschwindigkeit infolge Straßenneubaus. Das 
sind 1.500 Stunden pro Tag mal 13 Euro: 19.000 €/Tag.
Im Jahr sind das 7,1 Mio. In 25 Jahren 178 Mio. Euro. Damit 
kann man 25 km Autobahnneubau schön rechnen

▪ Bei 10 Min. Zeitgewinn/Tag sind es 356 Mio. bzw. 51 km BAB
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B 64 Warendorf – Beelen – Herzebrock 
–Clarholz: www.bvwp-projekte.de

http://www.bvwp-projekte.de/


Falsche Klimabilanz als „Lebenslüge“ des BVWP 2030.
Lebenzyklusbilanz Bau + Betrieb + Eingriffe in natürliche THG-Senken

• CO2-Emissionen vordringlicher Fernstraßenprojekt laut 
Umweltbericht (2016): + 0,55 Mio. t/a. (ohne Bau)

• …Lkw gehen als CO2-Senkung ein: kein Neuverkehr

• irrealen CO2-Senkungen

• Nimmt man die Lebenszyklus-Emissionen inkl. Bau 
Fernstraßen (graue Energie: Stahl, Beton, …) des 
Vordringl. Bedarfs: 
Ca. 1,3  Mio. t CO2 p.a.
mal 25 Jahre: = 32,5 Mio. t CO2 (eher: 50 J.)

• Noch nicht enthalten: Eingriffe in THG-Senken durch den 
Bau der Fernstraßen (Wälder, Moore, Grünland …)

• Ziel der Klimaneutralität macht Wiederherstellung THG-
Senken durch Entsiegelung, Wiedervernässung … nötig

• Ausrede: „es kommt darauf an, was auf den Straßen 
fährt (15 Mio. E-Autos)“ ist leicht zu widerlegen.

Umweltbericht BVWP 2030, S. 143



Der Klimabeschluss des BVerfG vom 24. März 2021 bindet 
alle Behörden auf allen staatlichen Ebenen …

▪ … macht die Klimaschutzvorgaben der internationalen Abkommen (Paris) und des Klimaschutzgesetzes 
(etwa Halbierung der CO2-Emissionen im Verkehr von bis 2030) zu einem intertemporalen 
Grundrecht: Verbot der Freiheitseinschränkung künftiger Generationen.

▪ Die CO2-Restbudgets sind für Deutschland verpflichtend (keine Ausrede!). „Kein Klimaschutz ins Blaue“

▪ BVerfG-Beschluss 24.3.2021 Tz 186: "Vor diesem Hintergrund begründen Vorschriften, die jetzt CO2-
Emissionen zulassen, eine unumkehrbar angelegte rechtliche Gefährdung künftiger Freiheit, weil sich 
mit jeder CO2-Emissionsmenge, die heute zugelassen wird, das verfassungsrechtlich vorgezeichnete 
Restbudget irreversibel verkleinert und CO2-relevanter Freiheitsgebrauch stärkeren, verfassungsrecht-
lich gebotenen Restriktionen ausgesetzt sein wird.“

▪ Tz 248: "Praktisch verlangt die Schonung künftiger Freiheit hier den Übergang zu Klimaneutralität 
rechtzeitig einzuleiten. In allen Lebensbereichen - etwa … Infrastruktur, Verwaltung, …müssen 
Entwicklungen einsetzen, die ermöglichen, dass von grundrechtlicher Freiheit auch später noch … 
gehaltvoll Gebrauch gemacht werden kann."
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Beispiel: Was passiert, wenn Klimaschutz ernst genom-
men wird: Klimacheck hochrangiger Straßen in Österreich 2021/2022

• Klimaschutzministerin Geweser: „Wir müssen heute den Mut 
haben, Entscheidungen zu treffen, die morgen noch vernünftig 
sind.“

• Überprüfung 16 Fernstraßenprojekte: Klimaschutzministerium 
(2021) & Umweltbundesamt (2022)

• Bewertungskriterien in Expertendiskussion definiert
→ Themen: Ressourcenschonung (u.a. Biodiversität, 
Flächenverbrauch), Klimawirkung, Multimodalität 
(Verlagerungspotenzial), Sozialverträglichkeit (u.a. Erreichbarkeit, 
Verkehrssicherheit, Raumqualität), Netzwirkung (TEN, LOS etc.), 
Wirtschaftlichkeit 

• Synthese: Vergleich, Grenzwerte, Abwägung

• Bei drei Viertel der überprüften Strecken wurde die:
• Planung sofort gestoppt oder

• Erarbeitung umweltverträglicher Alternativen beschlossen



Politische Gelegenheitsfenster & Chancen laut Koalitionsvertrag

1. Dialogprozess für einen „Infrastrukturkonsens“ parallel zu 
Bedarfsplanüberprüfung zur Festlegung von Umsetzungsprioritäten:
- ergebnisoffenen Dialog einfordern (insbes. Jugend)
- BVWP-Bilanz vorlegen: Prios „Neubau vor Ausbau vor Erhalt“ 
- Neue Prios: Bahn vor Straße. Straße: Erhalt vor Ausbau vor Neubau
insbes. Sanierung 4.000 BAB-Brücken. +100 Mio € Bahnausbau?!

- Nachhaltige Mobilitätsziele und –leitbilder für 2030 entwickeln

2. Bedarfsplanüberprüfung (turnusmäßig) 2022/23:
- Verkehrsprognose VP 2040 (dient Fortschreibung falscher Trends)
- Neue/ergänzte Strategische Umweltprüfung (SUP) (Basis: LCA +
Eingriffe natürl. THG-Senken durch den Bau) + Öffentl.beteiligung

- verbindl. Klimaschutz-Obergrenze für BVWP festlegen/ausgleichen
- Klimacheck (wie AT): Nur klimapositive/-neutrale Projekte planen 
- Umweltschonende Alternativen prüfen/realisieren, z.B. TSF (s.KSG)
- Moratorium für THG-erhöhende Projekte: Umplanen od. streichen

3. Neuer „Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplan 2040“
- Systemwechsel zu zielorientierter integrierter Mobilitätsplanung

• Offener und ansprechbarer als 
seine Vorgänger

• Sieht sich als pragmatischer 
Problemlöser

• Rechtssicherheit wichtiges 
Argument: BUND Bindungswir-
kung Bedarfsplan aufgehoben

• Aber: Bisher kein einziger Vor-
schlag des BMV zur Ausgestaltung:

• FDP ist Promotor der sog. Pla-
nungsbeschleunigung durch 
Abbau  von Umweltrechten!



Umfassende Lebenszyklusbilanzen von Straßen sind heute
schon erforderlich: „Klimaschutzbeiträge zur UVP“

• Die seit 2017 erforderlichen Klimaschutzbeiträge zu Fernstraßen 
machen „copy & paste“ der Lebenszyklus-Emissionen der PRINS
• Datengrundlagen: undifferenziert/undetailliert, nicht nachvollziehbar

• Falsch: Kein Neuverkehr bei Lkw; Lkw immer als „minus CO2“ gerechnet

• Eingriffe in natürliche CO2-Senken werden nicht eingerechnet.

A. Schwipps: Überschlägige Abschätzung der CO2-
Emissionen beim Bau des neuen Teilstücks der 
Autobahn A 445 in NRW, S. 5

 Kurzstudie RegioConsult 2022 (Entwurf) 

• Kontrollrechnung Axel Schwipps→
Rodungen, Bodeneingriffe etc. schon 
kalkulierbar: www.oekobaudat.de.
→ Deutlich höhere Emiss. Als BVWP 

• Bundesverwaltungsgericht übt kei-
nen Druck auf die Verwaltungen aus 

http://www.oekobaudat.de/


Beispiel B 61 Rheda-Wiedenbrück (A 2) –
Bielefeld/Ummeln

▪ 633 t CO2 jährlich durch Bau und
Betrieb der B 61
- Wie breit (Richtquerschnitt?), mehr 
Lkw? Eingriffe CO2-Senken …? 

▪ Auf 25 J. Lebensdauer: 15.800 t;
auf 50 Jahre: 31.500 t CO2

▪ Verkehrsanstieg von 21.000 auf 
23.000 Kfz/24 h in 2030

▪ NKV 5,0. Zu 70 % Reisezeitgewinne:
wieviele Minuten

▪ Städtebauliche Effekte (offiziell):
- keine signifikanten Wirkungen
- Erschließungspotenziale in 
GT-Isselhorst

▪ Gibt es Alternativen? Schonender 
Ausbau, Bahnausbau etc.??
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Beispiel B 64 Warendorf  - Herzebrock - Clardorf

▪ 4.900 t CO2 zusätzlich durch Bau und Betrieb

▪ In 25 Jahren Lebenszeit: 116.050 t CO2; 
in 50 Jahren: 232.100 t CO2 zusätzlich.

▪ 70% der Nutzen in der NKA durch Zeitgewinne

▪ 17.000 Kfz/24 h auf prognostizierte 21.000 

▪ Keine Bedeutung für die Raumordnung. Nur 
mittlere für den Städtebau

▪ ALTERNATIVE: Ausbau der direkt neben der B 
64 verlaufenden – eingleisigen - Warendorfer 
Bahn von Münster über Warendorf nach 
Rheda-Wiedenbrück, der wegen zahlloser 
technisch nicht gesicherten Bahnübergängen 
unfallträchtigsten Bahnstrecke Deutschland 
(laut DB AG).
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Fazit

▪ Alle großen Straßen- und Verkehrsinfrastrukturprojekte müssen auf den Prüfstand: 
Künftige Priorität: Erhaltung und Projekte, die THG-Emissionen rasch und kosteneffizient senken.
• Die Fernstraßenprojekte des BVWP 2030 sind ein Klimakiller, verhindern die Klimaziel-Einhaltung: 

Streichen oder klima-/umweltschonend umplanen (pro Fahrrad/städt. Verkehrswende, V-Lenkung…)
• Bahn: Vorrang klima-/kosteneffiziente rasch umsetzbare Ausbauprojekte statt Prestige-/HGV-Neubau

▪ Verprechen Koalitionsvertrag Bundesregierung werden nur umgesetz, wenn Bündnis-Grünen und die 
Zivilgesellschaft ausreichend Druck aufbauen. VM Wissing ist hier Besitzstandswahrer statt Innovator.

▪ Grüne Landesregierung/Ministerien müssen ihre Aufgaben erfüllen (Verkehrs-/Umwelt-/Klimaminist.)

▪ Vor Ort: Umfassende Klimabilanzierung (UVP) einfordern, Alternativen prüfen, Projekte umplanen.

▪ Bahnprojekte puschen: Bahnausbau statt B 64 Warendorf – Beelen - Herzebrock/Clarholz

▪ Wenn die Politik Klimaschutz weiter unterläuft, sind Klagen unverzichtbar (gegen neuen Bedarfsplan)

▪ Ohne unermüdliche Arbeit der Initiativen vor Ort und deren Vernetzung scheitert die Verkehrswende

▪ Kreis Gütersloh: Offenen Dialog starten über die zukunftsfähige Infrastruktur- und Mobilitätsplanung!
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Wir brauchen ein breites Bündnis gegen Straßenbau mit …
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… kreativen Aktionen und viel politischem Druck!
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#BUNDmobil18

Vielen Dank für
Eure/Ihre Aufmerksamkeit

Mehr infos: www.bund.net/mobilitaet
E-Mail: w.reh@bund.net

http://www.bund.net/mobilitaet

